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Die politische Polizei der Weimarer Repu-
blik, zumal der polizeiliche Kampf gegen die
NSDAP, war bislang ein Stiefkind der Zeit-
geschichtsforschung. Das jahrzehntelang vor-
herrschende Urteil der Historiker, das den
Untergang der Demokratie nicht zuletzt einer
„Selbstpreisgabe“1 zuschrieb, ließ eine solche
Untersuchung offenbar nicht als vordringlich
erscheinen. Entsprechend negativ waren die
Urteile in den wenigen einschlägigen Unter-
suchungen: Christoph Graf etwa konstatier-
te, dass die zuständigen Beamten des Polizei-
präsidiums in Berlin „der Republik großen-
teils wenn nicht ablehnend, so doch zumin-
dest skeptisch gegenüber[standen] [...] Für ei-
ne effiziente Bekämpfung des Nationalsozia-
lismus“ bestanden in seiner Sicht „objektive
und subjektive Hindernisse.“2 In Ergänzung
dazu schrieb Martin Faatz 1995 den bayeri-
schen Staatsschützern eine überwiegend ob-
rigkeitsstaatliche Orientierung zu.3

Mittlerweile ist die These von der „Selbst-
preisgabe“ der Demokratie jedoch ins Gerede
gekommen. Pyta etwa wies mit Recht darauf
hin, dass „die Republikaner [...] nicht kampf-
los kapitulieren [wollten]. Wo Sozialdemokra-
ten über die Machtmittel der Exekutive gebo-
ten [...], zeigten sie sich entschlossen, diese In-
strumente auch nachdrücklich [...] einzuset-
zen“.4 Allerdings hätten sich zentrale staatli-
che Institutionen, nicht zuletzt Teile der preu-
ßischen Verwaltung, diesem Abwehrkampf
verweigert. Aufgrund dieses Befundes stellt
sich erneut die Frage nach der politischen Po-
lizei als Instrument der Weimarer Koalition in
Preußen. Wollte und konnte sie eine effektive
Waffe der preußischen Regierung sein? Wie
gestaltete sich die polizeiliche Abwehrarbeit
gegen den Nationalsozialismus? An diesem
Punkt setzt die hier vorzustellende Dissertati-
on von Carsten Dams an, die im Jahre 2001 an
der Universität Duisburg angenommen wur-
de.

Die Arbeit basiert im Wesentlichen auf
den Akten des preußischen Innenministeri-
ums sowie der Ober-, Regierungs- und Po-
lizeipräsidien in fünf ausgewählten Staats-
archiven Nord- und Westdeutschlands. Sie
umfasst damit sowohl ländliche Gebiete als
auch städtische Ballungsräume und berück-
sichtigt gleichermaßen Hochburgen und Re-
gionen mit schwachen Wahlergebnissen der
NSDAP. Die damit bedauerlicherweise vor-
genommene Selbstbeschränkung der Unter-
suchung auf die preußischen Westprovinzen
bleibt ohne nähere Erläuterung.

Dams wendet sich zunächst den – posi-
tiv eingeschätzten – politischen und juristi-
schen Rahmenbedingungen für die Arbeit des
preußischen Staatsschutzes zu. Mittels einer
„Hochrechnung“ (S. 49), die aus punktuel-
len Stärkemeldungen einzelner Polizeipräsi-
dien auf die Gesamtstärke der politischen Po-
lizei schließt, kommt Dams dann allerdings
zu dem nachvollziehbaren Schluss, dass „die
personelle Ausstattung der politischen Po-
lizei [...] keine extensive Beobachtungstätig-
keit“ (S. 50) erlaubt habe. Die Staatsschüt-
zer seien vielmehr „chronisch unterbesetzt“
(S. 52) gewesen. Positiv urteilt Dams dagegen
über Ausbildungsgrad und – in Abgrenzung
von bisherigen negativen Urteilen – politische
Loyalität der Beamten. Insbesondere die Kri-
minalkommissare im Dienst der politischen
Polizei waren nach seinen Schlussfolgerun-
gen nicht nur eine „fachliche“, sondern viel-
fach auch eine „republikanische Elite“ (S. 65).
Für eine die Zäsur 1918/19 überschreitende
personelle Kontinuität in den Reihen der po-
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litischen Polizei findet Dams anders als Graf5

nur „wenige Beispiele“ (S. 57).
Der eigentliche Kern des ganzen Buches

thematisiert die konkrete Tätigkeit der poli-
tischen Polizei gegen die NSDAP. Im Einzel-
nen werden in vier aufeinander folgenden Ka-
piteln mit teilweise hohem empirischen Auf-
wand die Maßnahmen gegen das öffentliche
Veranstaltungswesen der Partei, die Diszipli-
nierung der SA, die pressepolizeilichen Maß-
nahmen sowie die nachrichtendienstliche Tä-
tigkeit der preußischen Staatsschützer gegen
die NSDAP untersucht. Das Ergebnis dieser
Untersuchungen fällt für die politische Poli-
zei relativ günstig aus: Im Rahmen ihrer be-
schränkten rechtlichen und personellen Mög-
lichkeiten ging die politische Polizei „alles
in allem [...] tatkräftig gegen die nationalso-
zialistische Veranstaltungspropaganda vor“
(S. 81). Allerdings konnte man gegen die Ver-
anstaltungsflut einer legalen Massenpartei in
einem Rechtsstaat, dessen Justiz es überdies
oft an Entschlossenheit gegenüber national-
sozialistischen Gesetzesbrechern fehlen ließ,
kaum mehr bewirken als „mehr oder weni-
ger schmerzhafte Nadelstiche“ (S. 81). Die an-
gestrebte Überwachung und Disziplinierung
der SA misslang im Wesentlichen, weil die Po-
lizei dabei durch Politik und Justiz im Stich
gelassen wurde. Dagegen folgert Dams aus
der Vielzahl der – in den Anhängen 2 und
3 seines Buches akribisch nachgewiesenen –
Verbote von NS-Zeitungen und Flugblättern,
dass die politische Polizei bei pressepolizeili-
chen Verstößen der Nationalsozialisten „ener-
gisch“ vorging und ihren „juristischen Spiel-
raum weitgehend“ ausnützte (S. 106). Glei-
ches gilt auch für die weitgehende nachrich-
tendienstliche Unterwanderung der NSDAP
und SA mit angeworbenen, teils hochrangi-
gen V-Leuten, die wertvolles Material liefern
konnten.

Aufschlussreich sind auch Dams‘ Ausfüh-
rungen über die Folgen von „Preußenschlag“
und „Machtergreifung“ für den Staatsschutz:
Unter der Kommissariatsregierung v. Papen/
Bracht kam es zwar nur zu „vergleichsweise
geringen personellen Veränderungen“, trotz-
dem aber zu einem weitgehenden „Wandel in
der Arbeit der politischen Polizei“ (S. 169), so
dass die „Bekämpfung der NSDAP in Preu-
ßen de facto am 20. Juli 1932 endete“ (S. 172).

Ein anderes Bild bietet sich für die Zeit nach
dem 30. Januar 1933. Entgegen den Ergebnis-
sen von Graf6 kommt Dams an Hand einiger
regionaler Beispiele zu dem Schluss, dass zwi-
schen der politischen Polizei der Ära v. Papen
und der späteren Gestapo die personelle Dis-
kontinuität eindeutig überwog.

Abschließend bleibt Folgendes festzuhal-
ten: Manche Ausführungen – so etwa über
Vorgeschichte, Durchführung und Nutzen
des SA-Verbotes vom April 1932 sowie über
die Vorgeschichte des Staatsstreiches vom 20.
Juli 1932 – haben nur einen beschränkten
Neuigkeitswert und treffen streng genommen
nicht immer das Untersuchungsthema. Ande-
re Kapitel dagegen erweitern in Ergänzung zu
Pyta7 den bisherigen Kenntnisstand deutlich
und regen überdies zu weiteren Forschungen
an, die vom Autor allein nicht geleistet wer-
den konnten. In diesem Zusammenhang wäre
etwa zu betonen, dass die von Dams belegte
Vielzahl von Zeitungs- und Flugblattverboten
allenfalls stichhaltige Indizien für die hohe In-
tensität der NSDAP-Bekämpfung darstellen
können. Ein ungleich aussagekräftigerer Be-
fund über die Verbotspraxis – vor allem über
das, was eben nicht verboten wurde – wäre
wohl durch eine systematische Auswertung
einzelner Organe der NS-Presse über einen
längeren Zeitraum hinweg zu erwarten. Da-
bei könnten vermutlich auch interessante Dif-
ferenzierungen über die Verbotspraxis in ver-
schiedenen Polizeipräsidien stärker herausge-
arbeitet werden. Inwieweit unterschied sich
etwa die Zusammensetzung und die Arbeit
der politischen Polizei unter dem rechtsste-
henden Polizeipräsidenten Melcher in Essen
von der unter dem sozialdemokratischen Po-
lizeipräsidenten Lübbring in Dortmund? Im
Übrigen bedürfen die preußischen Polizeiprä-
sidenten der Weimarer Republik dringend ei-
ner genaueren Untersuchung als bisher er-
folgt. Auch über die – von Dams im Anhang 1
vorgelegten – Biografien und politischen Ori-
entierungen der Staatsschutz-Mitarbeiter im
engeren Sinne sowie die Frage der personel-
len Kontinuität bzw. Diskontinuität zwischen
politischer Polizei und Gestapo wird man bei
hartnäckiger Quellenrecherche noch zu ver-

5 Siehe Graf, Kontinuitäten (wie Anm. 2), S. 73.
6 Ebd., S. 79f.
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tiefenden Ergebnissen gelangen können. Ins-
gesamt wird zu überprüfen sein, ob Dams die
Arbeit der preußischen Staatsschützer nicht
doch zu günstig beurteilt. Ungeachtet der Ein-
schränkungen überwiegt jedoch das Positi-
ve: Dams hat eine lesenswerte und anregende
Untersuchung vorgelegt.
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